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Antrag  
 

der Fraktion Die Linke 

                                                                        

Thema: Schulfrei für die Bundeswehr! 

 

Der Landtag möge beschließen: 

I.  Der Landtag stellt fest:  

1. Kriegerische Auseinandersetzungen und Terror nehmen weltweit zu. Die dominierende 

Antwort der politisch Verantwortlichen darauf sind massive Aufrüstung und Militarisierung. 

Auch in Sachsen ist die Militarisierung bislang eigentlich ziviler Gesellschaftsbereiche 

zunehmend spürbar, so auch im Bereich der schulischen Bildung.  

2. Begründet durch die Verantwortung Deutschlands für zwei verheerende Weltkriege des                 

20. Jahrhunderts und die Konsequenzen aus dem Faschismus hat sich die Bundesrepublik 

Deutschland nach 1945 dazu verpflichtet, „dem Frieden der Welt zu dienen“. Aus dieser 

im Grundgesetz verankerten Verpflichtung Deutschlands zum Frieden leitet sich ein 

Friedensgebot ab.  

3. Maßgebend für die politische Bildung an Schulen ist der Beutelsbacher Konsens vom 

Herbst 19761, der drei Prinzipien für den Unterricht festlegt: das Überwältigungsverbot, das 

Kontroversitätsgebot und die Schülerorientierung. Das Münchener Manifest vom 26. Mai 

19972 ergänzt dies um eine weitere wichtige Leitlinie: Politische Bildung im öffentlichen 

Auftrag soll pluralistisch, überparteilich und unabhängig erfolgen.  

4. Die privilegierte Einflussnahme der Bundeswehr auf minderjährige Schülerinnen und 

Schüler ist nicht vereinbar mit den Grundsätzen der politischen Bildung.  

5. Die Bundesrepublik hat am 5. April 1992 die UN-Kinderrechtskonvention das dazugehörige 

Fakultativprotokoll vom 25. Mai 2000 ratifiziert, wonach Deutschland als Vertragsstaat der 

UN-Kinderrechtskonvention zu besonderem Schutz von Minderjährigen verpflichtet. Doch 

diese Schutzpflicht gilt nicht in der Bundeswehr: Die Zahl von Minderjährigen in der 

Bundeswehr ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen.  

6. Die Aufgabe von Schulen als Bildungseinrichtungen ist es, Kinder und Jugendliche zu 

mündigen Bürgerinnen und Bürgern zu erziehen, ihnen ist das nötige Handwerkszeug für 

Reflektion, eigenständige Meinungsbildung und informierte Entscheidungen an die Hand 

zu geben – insbesondere in Zeiten geopolitischer Sicherheitsfragen.  

7. Den Kindern und Jugendlichen soll – bedürfnisorientiert – ein selbstbestimmtes Leben 

ermöglicht werden, anstatt sie „kriegstüchtig“ zu machen.  

                                            
1 https://www.bpb.de/die-bpb/ueber-uns/auftrag/51310/beutelsbacher-konsens/ 
2 https://www.lpb-bw.de/muenchner-manifest  
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II. Die Staatsregierung wird in Anbetracht der vom Landtag nach dem Antragspunkt I 

getroffenen Feststellungen aufgefordert, 

1. die am 14. Juni 2019 unterzeichnete „Kooperationsvereinbarung zwischen dem Säch-

sischen Staatsministerium für Kultus und dem Landeskommando Sachsen“ 3 unverzüglich 

zu kündigen und die bisherige Kooperation sofort zu beenden. 

2. Anfragen von Schulen und anderen Bildungseinrichtungen in Sachsen zur Unterstützung 

der ergänzenden politischen Bildung und der Auseinandersetzung mit Herausforderungen 

der heutigen Zeit und der Zukunft, z. B. Naturkatastrophen, nur mit entsprechenden zivilen 

Akteuren oder andere Organisationen des Zivilschutzes und der Katastrophenhilfe 

abzudecken, wie z. B. Feuerwehren, dem Technischen Hilfswerk, dem Deutschen Roten 

Kreuz, dem Arbeiter-Samariter-Bund, dem Johanniter, dem Malteser Hilfsdienst u. a.. 

3. dafür Sorge zu tragen, dass  

 die Bundeswehr weder mittelbar noch unmittelbar Werbe-, Lehr- und Unterrichts-

material zur Verwendung an allgemeinen und berufsbildenden Schulen zielgruppen-

spezifisch für Kinder und Jugendliche erstellt oder an und vor Orten, die von Kindern 

und Jugendlichen besucht werden, verteilt. 

 Schulausflüge zu Kasernen, Truppenübungsgeländen, Lagerhallen, Landeplätzen und 

Hangers sowie weiteren militärischen Einrichtungen und Liegenschaften der Bundes-

wehr künftig unterbleiben. 

4. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die UN-Kinderrechtskonvention und das 

dazugehörige Fakultativprotokoll vom 25. Mai 2000 in Deutschland konsequent und strikt 

ausgelegt wird, sodass künftig das gesetzliche Mindestalter für die Anwerbung, die Rekru-

tierung und die Einstellung zum Dienst bei der Bundeswehr auf 18 Jahre festgelegt und 

bis zum Inkrafttreten dieser Regelung die Ausbildung Minderjähriger im Umgang mit 

Waffen sofort beendet wird. 

 

 

Begründung:  

Nach Auffassung der Fraktion die Linke sind Schulen keine Räume für das Anwerben und 

Rekrutieren für das Militär bzw. von Soldat:innen. Die Ausgestaltung des Schulunterrichts und 

die Inanspruchnahme von Angeboten Dritter im Rahmen insbesondere der politischen Bildung 

an den Schulen fallen dabei in die alleinige Regelungskompetenz der Bundesländer.  

Der Freistaat Sachsen hat demnach die Pflicht, dafür zu sorgen, dass die Entwicklung eigener 

Angebote und der Umgang mit Anfragen aus den Schulen zur Einbeziehung Dritter in den 

Unterricht – den Übereinkünften des Beutelsbacher Konsens (1976) und des Münchener 

Manifestes (1997) folgend – dem Gebot der Pluralität, der Kontroversität, der Über-

parteilichkeit,  der Unabhängigkeit und der Schülerorientierung gerecht werden.  

Gerade im Bereich der außen- und sicherheitspolitischen Information bedeutet dies, die 

privilegierte Stellung der Bundeswehr auszugleichen. 

                                            
3 https://www.bildung.sachsen.de/blog/wp-content/uploads/2019/06/Kooperationsvereinbarung-mit-der-
Bundeswehr.pdf  
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Die Fraktion Die Linke spricht sich daher nachdrücklich gegen das aktive Anwerben von 

Schüler:innen für die Bundeswehr an Schulen aus und fordert hierzu die Staatsregierung auf, 

die bestehende „Kooperationsvereinbarung zwischen dem Sächsischen Staatsministerium für 

Kultus und dem Landeskommando Sachsen“ unverzüglich zu kündigen. Denn die Perspektive 

auf die Bundeswehr als besonders gut ausgestatteter und fördernder Ausbildungsbetrieb „wie 

jeder andere auch“ wird bei den Werbeauftritten an Schulen und im Weiteren auch bei 

Ausbildungsmessen bewusst forciert. Die Bundeswehr bzw. deren Jugendoffiziere sind jedoch 

weder unabhängig genug, noch pädagogisch und politisch dazu in der Lage, glaubwürdig die 

Vielfalt der unterschiedlichen Ansätze zur Wehrpflicht, zum Auftrag der Bundeswehr und zu 

den Zielen der Außen- und Sicherheitspolitik darzustellen. 

Die Vereinten Nationen kritisieren Deutschland regelmäßig hinsichtlich der Rekrutierung von 

Minderjährigen in die Bundeswehr mit dem expliziten Hinweis, dass dies u. a. durch die 

Bewerbung und ein gezieltes Marketing für den militärischen Dienst an Schulen geschehe mit 

Formaten, die dezidiert an Kinder als Zielgruppe gerichtet seien. Zuletzt auch im 

„Implementation of the UN Convention on the Rights of the Child in Germany - 5th / 6th 

supplementary report to the United Nations“.4 Wiederholt und mit Nachdruck appellieren die 

Vereinten Nationen an Deutschland, das Mindesteintrittsalter für die Bundeswehr strikt auf 18 

Jahre zu erhöhen und jegliche Formen der gezielt für Kinder konzipierten Bewerbung des 

militärischen Dienstes und insbesondere eine Bewerbung an Schulen zu untersagen. Dieser 

Forderung kommt Deutschland und auch der Freistaat Sachsen nicht nach.  

Ganz im Gegenteil hat die Bundeswehr die Rekrutierung Minderjähriger in den Soldat:innen-

dienst im letzten Jahr ausgebaut: Von 2021 auf 2022 stieg die Zahl der Minderjährigen um 

43,1 Prozent. Anders als die anderen 150 Staaten weltweit, die mittlerweile die Rekrutierung 

Minderjähriger in ihre Armeen gestoppt haben, versucht die Bundeswehr insbesondere seit 

dem Aussetzen der Wehrpflicht durch Werbekampagnen in Schulen, Berufsinformations-

zentren, auf YouTube oder in sozialen Netzwerken, Minderjährige zu werben. 

Das Ansinnen, den Zivilschutz stärker an Schulen zu verankern, ist grundsätzlich sinnvoll. 

Ansprechpartner dafür müssen aber zivile Organisationen des Zivilschutzes und der 

Katastrophenhilfe sein, wie z. B. auch das Deutsche Rote Kreuz, der Arbeiter-Samariter-Bund, 

die Johanniter, der Malteser Hilfsdienst. Zur Unterstützung der ergänzenden politischen 

Bildung von Kindern und Jugendlichen sollten nur entsprechende Zivilakteur:innen, die 

Bundeszentrale und die Landeszentralen für politische Bildung und Friedensorganisationen 

bzw. -initiativen oder das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)  

herangezogen werden. 

 

Dresden, den 9. Dezember 2024                                                                                                                    

 

 

 

Susanne Schaper  

Fraktionsvorsitzende 

                                            
4 https://netzwerk-kinderrechte.de/wp-

content/uploads/2024/03/Supplementary_Report_of_the_National_Coalition_to_the_Fifth_and_Sixth_Report_english.pdf , S. 68 ff. 
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